
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Umwelt und Energie documenta-Stadt 
 
 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Umwelt und Energie 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der 
Stadtverordnetenversammlung 
Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau 
Spangenberg 
Tel. 05 61/7 87-12 25 
Fax 05 61/7 87-21 82 
E-Mail: 
Elisabeth.Spangenberg@stadt-
kassel.de 
oder stavo-buero@stadt-kassel.de 
 
Kassel, 09.06.2008 

  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 23. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Energie lade ich ein für 
 

Dienstag, 17.06.2008, 17.00 Uhr, 
Lesezimmer, Rathaus, Kassel. 

 
 
Tagesordnung: 
 

Einrichtung einer Umweltzone "Kasseler Becken" 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

1. 

- 101.16.934 -    
 

Energieeffizienz/Kasseler Kläranlage 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Weber 

2. 

- 101.16.939 -    
 

Bodenschutzbericht der Stadt Kassel 
Antrag der SPD-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Völler 

3. 

- 101.16.959 -    
 

Solarverordnung 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Weber 

4. 

- 101.16.904 -    
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Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 
Anfrage der SPD-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Völler 

5. 

- 101.16.971 -    
 

Dachmarkenstrategie für Stadtwerke 
Anfrage der SPD-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Völler 

6. 

- 101.16.972 -    
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Karin Müller 
Vorsitzende 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Umwelt und Energie documenta-Stadt
 
Kassel, 18.06.2008 

  

Niederschrift 
 

über die 23. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Umwelt und Energie 

am Dienstag, 17.06.2008, 17.00 Uhr, 
im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Einrichtung einer Umweltzone "Kasseler Becken" 101.16.934 
 
 

2. Energieeffizienz/Kasseler Kläranlage 101.16.939 
 
 

3. Bodenschutzbericht der Stadt Kassel 101.16.959 
 
 

4. Solarverordnung 101.16.904 
 
 

5. Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 101.16.971 
 
 

6. Dachmarkenstrategie für Stadtwerke 101.16.972 
 

 
 
Vorsitzende  Müller eröffnet die mit der Einladung vom 09.06.2008 ordnungsgemäß 
einberufene 23. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Energie, begrüßt 
die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Stadtbaurat Witte berichtet, dass zu den Tagesordnungspunkten 
      5. Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung, Anfrage der SPD-Fraktion, 101.16.971, 
      und 
      6. Dachmarkenstrategie für Stadtwerke, Anfrage der SPD-Fraktion, 101.16.972, 
je eine schriftliche Stellungnahme der Städtische Werke AG vorliege, ein Vertreter der 
Städtische Werke AG jedoch heute zur mündlichen Beantwortung evtl. offener 
Fragen der Ausschussmitglieder nicht zur Verfügung stehe.  
Weiter teilt er mit, dass er die Städtische Werke AG bitten wird, zur nächsten Sitzung 
einen Vertreter zu entsenden. 
Nach kurzer Aussprache stellt Vorsitzende Müller in Einvernehmen mit den 
Ausschussmitgliedern fest, dass die beiden Anfragen von der heutigen Tagesordnung 
abgesetzt und und für die nächste Sitzung vorgesehen werden. Die vorliegenden 
schriftlichen Antworten werden den Ausschussmitgliedern zugänglich gemacht. 
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Gegen den Wunsch des Stadtverordneten Völler, SPD-Fraktion, alle Anträge 
vorrangig zu beraten, erhebt sich kein Widerspruch, so dass Vorsitzende Müller 
feststellt, dass die Tagespunkte 3 und 4 an zweiter und dritter Stelle behandelt 
werden. 
 
Nachdem keine weiteren Wünsche zur Tagesordnung vorgetragen werden, stellt 
Vorsitzende Müller die Tagesordnung in der geänderten Form fest. 
 
 
 
 
 

1. Einrichtung einer Umweltzone "Kasseler Becken" 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.934 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Hessische Landesregierung wird unter der Voraussetzung, dass die 
Grenzwerte für Feinstaub im Zeitraum vom 01.01.2006 bis zum 31.12.2008 
unzulässig überschritten worden sind, aufgefordert, zum 01.01.2010 die 
Einrichtung einer Umweltzone „Kasseler Becken“ in der in der Anlage 
dargestellten räumlichen Ausdehnung gegebenenfalls auch ohne die 
Zustimmung einzelner betroffener Gemeinden vorzunehmen und so ihrer 
umwelt- und gesundheitspolitischen Verantwortung gerecht zu werden. Eine 
Beschränkung der Umweltzone auf das Stadtgebiet oder Teile davon wird 
abgelehnt. 
 
Es soll zunächst ein Fahrverbot ausgesprochen werden für alle Fahrzeuge, die 
nicht über eine Plakette verfügen. Bei weiterer Überschreitung der Grenzwerte 
für Feinstaub soll in einer zweiten Stufe ab dem 01.01.2012 das Fahrverbot 
erweitert werden auf diejenigen Fahrzeuge, die über eine rote oder gelbe 
Plakette verfügen.“ 
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Der Ausschuss für Umwelt und Energie fasst nach ausführlicher Aussprache bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: CDU 
Enthaltung: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Einrichtung einer Umweltzone 
"Kasseler Becken", 101.16.934, wird zugestimmt. 

 
 
 
 
 
 
Stadtverordnete Weber bringt für die Fraktion B90/Grüne folgenden 
Änderungsantrag ein: 
 

 Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
„Die Hessische Landesregierung wird angesichts der unzureichenden 
Sicherheit, die Grenzwerte für Feinstaub einzuhalten, aufgefordert, zum 
01.01.2010 die Einrichtung einer Umweltzone „Kasseler Becken“ in der in der 
Anlage dargestellten räumlichen Ausdehnung gegebenenfalls auch ohne die 
Zustimmung einzelner betroffener Gemeinden vorzunehmen und so ihrer 
umwelt- und gesundheitspolitischen Verantwortung gerecht zu werden. Eine 
Beschränkung der Umweltzone auf das Stadtgebiet oder Teile davon wird 
abgelehnt. 
 
Es soll zunächst ein Fahrverbot ausgesprochen werden für alle Fahrzeuge, die 
nicht über eine Plakette verfügen. Bei weiterer Überschreitung der Grenzwerte 
für Feinstaub soll in einer zweiten Stufe ab dem 01.01.2012 das Fahrverbot 
erweitert werden auf diejenigen Fahrzeuge, die über eine rote oder gelbe 
Plakette verfügen.“ 
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Der Ausschuss für Umwelt und Energie fasst bei 
Zustimmung: B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: SPD, CDU, FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne zum Antrag des Magistrats 
betr. Einrichtung einer Umweltzone "Kasseler Becken", 101.16.934, wird 
abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Völler 
 
 
 
 

3. Bodenschutzbericht der Stadt Kassel 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.16.959 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, einmal in der 
Legislaturperiode, erstmals in der ersten Jahreshälfte 2009, einen 
Bodenschutzbericht der Stadt Kassel vorzulegen und im Ausschuss für Umwelt 
und Energie vorzustellen. 
 
Der Bodenschutzbericht soll den aktuellen Stand und Umsetzungsperspektiven 
in den folgenden Handlungsfeldern beschreiben: 
 

1. Erhalt und ökologische Entwicklung der naturnahen Böden in 
überwiegend unbebauten Bereichen des Stadtgebietes für Biotop- und 
Freiflächenverbund, Land- und Forstwirtschaft sowie zum 
Hochwasserschutz 

2. Minimierung der Versiegelung 
3. Entsiegelung durch Schaffung öffentlicher und privater Freiräume 
4. Förderung der Aktivierung der Innenentwicklungspotenziale in den 

bebauten Bereichen des Stadtgebietes durch Unterstützung von 
Flächenrecycling und verträgliche Nachverdichtung 

5. Erkennen und Beseitigen von Altlasten und vergleichbaren 
Bodenbelastungen 

 
Erfahrungen anderer Städte, z. B. der  Stadt Nürnberg, die seit Jahren einen 
Bodenschutzbericht vorlegen, sollen genutzt werden. 
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Stadtverordneter Völler begründet den Antrag der SPD-Fraktion und ändert diesen in 
der anschließenden Aussprache wie folgt ab: 
 
 
Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, einmal in der ersten Hälfte 
der Wahlzeit, erstmals in der ersten Jahreshälfte 2009, einen 
Bodenschutzbericht der Stadt Kassel vorzulegen und im Ausschuss für Umwelt 
und Energie vorzustellen. 
 
Der Bodenschutzbericht soll den aktuellen Stand und Umsetzungsperspektiven 
in den folgenden Handlungsfeldern beschreiben: 
 

6. Erhalt und ökologische Entwicklung der naturnahen Böden in 
überwiegend unbebauten Bereichen des Stadtgebietes für Biotop- und 
Freiflächenverbund, Land- und Forstwirtschaft sowie zum 
Hochwasserschutz 

7. Minimierung der Versiegelung 
8. Entsiegelung durch Schaffung öffentlicher und privater Freiräume 
9. Förderung der Aktivierung der Innenentwicklungspotenziale in den 

bebauten Bereichen des Stadtgebietes durch Unterstützung von 
Flächenrecycling und verträgliche Nachverdichtung 

10. Erkennen und Beseitigen von Altlasten und vergleichbaren 
Bodenbelastungen 

 
Erfahrungen anderer Städte, z. B. der  Stadt Nürnberg, die seit Jahren einen 
Bodenschutzbericht vorlegen, sollen genutzt werden. 

 
 
 
Der Ausschuss für Umwelt und Energie fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Ablehnung: CDU 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der SPD-Fraktion betr. Bodenschutzbericht der 
Stadt Kassel, 101.16.959, wird zugestimmt. 
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Stadtverordneter Domes bringt folgenden Änderungsantrag ein: 
 

 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
„Im ersten Satz des zweiten Absatzes des geänderten Antrages der SPD-
Fraktion betr. Bodenschutzbericht der Stadt Kassel, 101.16.959, werden nach 
dem Wort „Umsetzungsperspektiven“ die Worte „mit einem 
Maßnahmenkatalog“ eingefügt.“ 

 
 
 
Der Ausschuss für Umwelt und Energie fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke.ASG 
Ablehnung: SPD, CDU, FDP 
Enthaltung: B90/Grüne 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke.ASG zum geänderten 
Antrag der SPD-Fraktion betr. Bodenschutzbericht der Stadt Kassel, 
101.16.959, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kortmann 
 
 
 
 
 

4. Solarverordnung 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.904 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

In einer Expertenanhörung soll über kommunale Handlungsmöglichkeiten zur 
Steigerung der Energieeffizienz im Gebäudebereich beraten werden. 
Dabei ist die Marburger Satzung in die Diskussion mit einzubeziehen. 
Ziel ist die Erstellung einer Solarsatzung für Kassel. 
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Stadtverordnete Weber begründet den Antrag ihrer Fraktion, den sie auf Bitten der 
Stadtverordneten Goebel-Feußner, FDP-Fraktion, dergestalt abändert, als der zweite 
Satz des Antrages entfällt. 
 
Nach erfolgter Aussprache stellt Vorsitzende Müller fest, dass bei einem positiven 
Votum der Magistrat die Anhörung organisiert und die Experten einlädt. Vorschläge 
zur Auswahl der Experten werden nach interfraktioneller Absprache dem Magistrat 
mitgeteilt. 
 
 
 
 
Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

In einer Expertenanhörung soll über kommunale Handlungsmöglichkeiten zur 
Steigerung der Energieeffizienz im Gebäudebereich beraten werden. 
Ziel ist die Erstellung einer Solarsatzung für Kassel. 

 
 
 
 
Der Ausschuss für Umwelt und Energie fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Ablehnung: CDU 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Solarverordnung, 
101.16.904, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Weber 
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2. Energieeffizienz/Kasseler Kläranlage 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.939 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Wie hoch ist der Stromverbrauch der Kasseler Kläranlage pro Einwohner und 
Jahr? 
Wie ist die Position der Kasseler Kläranlage in Bezug auf die Energieeffizienz im 
bundesweiten Vergleich? 
Welchen Stromverbrauch benötigen die einzelnen Anlagenteile? 
Welche Optimierungen sind in den letzten Jahren vorgenommen worden? 
Welche weiteren Optimierungen sieht die Betriebsleitung als realisierbar vor? 

 
Stadtverordnete Weber begründet die Anfrage ihrer Fraktion, die von Stadtbaurat 
Witte beantwortet wird. Die Antwort liegt in schriftlicher Form dieser Niederschrift 
als Anlage bei. 
 
Vorsitzende Müller erklärt den Tagesordnungspunkt für erledigt. 
 
Die Anfrage ist beantwortet. 
 
 
 
 
 
 

5. Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.16.971 - 

Abgesetzt 
 
 
 
 

6. Dachmarkenstrategie für Stadtwerke 
Anfrage der SPD-Fraktion 
- 101.16.972 - 

Abgesetzt 
 
 
Ende der Sitzung: 18.40 Uhr 
 
 
 
Karin Müller Elisabeth Spangenberg 
Vorsitzende Schriftführerin 
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Magistrat 
-VI-/-67- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.934 

documenta-Stadt
 
Kassel, 14.05.2008 

 
 
 
Einrichtung einer Umweltzone "Kasseler Becken" 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
Mitberichterstatter/-in:   
   
   
   
   
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Hessische Landesregierung wird unter der Voraussetzung, dass die 
Grenzwerte für Feinstaub im Zeitraum vom 01.01.2006 bis zum 31.12.2008 
unzulässig überschritten worden sind, aufgefordert, zum 01.01.2010 die 
Einrichtung einer Umweltzone „Kasseler Becken“ in der in der Anlage 
dargestellten räumlichen Ausdehnung gegebenenfalls auch ohne die 
Zustimmung einzelner betroffener Gemeinden vorzunehmen und so ihrer 
umwelt- und gesundheitspolitischen Verantwortung gerecht zu werden. Eine 
Beschränkung der Umweltzone auf das Stadtgebiet oder Teile davon wird 
abgelehnt. 
 
Es soll zunächst ein Fahrverbot ausgesprochen werden für alle Fahrzeuge, die 
nicht über eine Plakette verfügen. Bei weiterer Überschreitung der Grenzwerte 
für Feinstaub soll in einer zweiten Stufe ab dem 01.01.2012 das Fahrverbot 
erweitert werden auf diejenigen Fahrzeuge, die über eine rote oder gelbe 
Plakette verfügen.“ 

 
 
Begründung: 
 
Staubpartikel mit einem Durchmesser von weniger als 10 tausendstel Millimeter 
(Feinstaub / PM 10) gelten insbesondere aufgrund ihrer Lungengängigkeit als 
gesundheitsschädlich. Auf EU-Ebene sind daher Grenzwerte formuliert worden, die in 
nationales Recht umgesetzt worden sind. Bei Überschreitung dieser Grenzwerte sind 
Luftreinhalte- und Aktionspläne zu erarbeiten um deren zukünftige Einhaltung sicher 
zu stellen. Im Jahr 2003 wurden diese Grenzwerte an den beiden Luftmessstationen 
in Kassel überschritten. Unter Mitwirkung der Stadt Kassel und des ZRK wurde darauf 
hin vom Land Hessen für den Ballungsraum Kassel ein solcher Plan erstellt und im Juli 
2006 in Kraft gesetzt. 
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Im Maßnahmenplan des „Luftreinhalte- und Aktionplans für den Ballungsraum 
Kassel“ ist auch ein Prüfauftrag für die Einrichtung einer Umweltzone „Kasseler 
Becken“ enthalten. Die in diesem Zusammenhang durch das Hess. Ministerium für 
Umwelt, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (HMULV) durchgeführten 
Modellrechnungen machen deutlich, dass durch verkehrsbeschränkende Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Einrichtung einer Umweltzone merkliche positive Effekte 
im Hinblick auf Feinstaub-Immissionen erzielt werden können, wenn der Umfang der 
Umweltzone groß genug gewählt wird, d. h. deutlich über das Stadtgebiet Kassel 
hinaus geht. Verkehrsbeschränkende Maßnahmen an Autobahnen werden vom Land 
Hessen grundsätzlich abgelehnt. Die Modellrechnungen zeigen, dass eine 
Beschränkung auf das Stadtgebiet Kassel oder gar nur Teile davon das 
Reduktionspotenzial für Feinstaub-Emissionen im Vergleich zum „Kasseler Becken“ 
um den Faktor 4 (Stadtgebiet) bzw. 20 (Teile des Stadtgebiets) vermindern würde. 
Möglich erscheint eine Reduktion des Jahresmittelwerts für Feinstaub um 1 μg/m³, 
was in etwa einer Verminderung um 3 Überschreitungstage beim Tagesmittelwert 
entspricht. 
 
Die neben der Stadt Kassel betroffenen Städte und Gemeinden des Zweckverbands 
Raum Kassel lehnen die Einrichtung einer Umweltzone in der fachlich gebotenen 
Ausdehnung ab. Sollte es sich erweisen, dass die Einrichtung einer Umweltzone 
„Kasseler Becken“ unverzichtbarer Bestandteil des Maßnahmenbündels zur sicheren 
Unterschreitung der Grenzwerte für Feinstaub im Ballungsraum Kassel sein muss, ist 
es nicht hinnehmbar, dass die damit verbundenen politischen, finanziellen und 
organisatorischen Lasten ausschließlich von der Stadt Kassel getragen werden. 
Darüber hinaus wäre es aus praktischen Überlegungen heraus überaus sinnvoll, im 
gesamten betroffenen Ballungsraum eine einheitliche Vorgehensweise bei der 
Erteilung von individuellen Ausnahmegenehmigungen zu etablieren. 
 
Die Zustimmung der Stadt Kassel zu einer Umweltzone im fachlich gebotenen 
Umfang wird abhängig gemacht von der unzulässigen Überschreitung der 
Grenzwerte für Feinstaub in dem Zeitraum 01.01.2006 - 31.12.2008. Gibt es in diesem 
Zeitraum von 3 Jahren in Folge keine unzulässigen Überschreitungen der Grenzwerte 
für Feinstaub, besteht kein Anlass für eine derartig tief greifende Maßnahme. In den 
Jahren 2006 und 2007 wurde mit 34 bzw. 33 Überschreitungen des Tagesmittelwerts 
die zulässige Anzahl von 35 nicht überschritten. Der Stichtag 31.12.2008 rührt daher, 
dass die Einrichtung einer Umweltzone vom Land Hessen in einem formalen Akt 
vorgenommen werden muss (1. Fortschreibung des Luftreinhalte- und Aktionsplans 
für den Ballungsraum Kassel), was bestimmte zeitliche Abläufe durch beispielsweise 
öffentliche Auslegung, Anhörung usw. mit sich bringt. Wenn eine Umweltzone zum 
01.01.2010 eingerichtet werden soll, müssen die Vorbereitungen im Lauf des Jahres 
2009 getroffen und die notwendigen personellen und sachlichen Ressourcen bereit 
gestellt werden. 
 
Die in der ersten Stufe von Verkehrsbeschränkungen betroffenen Fahrzeuge wären 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens mindestens 14 Jahre alt. Die in der zweiten Stufe 
ebenfalls betroffenen Dieselfahrzeuge mit EURO 2 (II) und EURO 3 (III) wären in 2012 
zwischen 6 und 16 Jahre alt. Bei einer Verkehrsbeschränkung in der beschriebenen 
Weise wären im Jahr 2007 nach den damaligen Zulassungszahlen für die Stadt Kassel 
in der ersten Stufe ca. 1.700 Lkw  = 23%  und ca. 2.800 Pkw = 4% betroffen gewesen. 
Bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen sind Ausnahmegenehmigungen vom 
Fahrverbot für diese Fahrzeuge möglich. Es ist jedoch davon auszugehen, dass sich 
nicht zuletzt unter dem Eindruck der anhaltenden öffentlichen Diskussion zum 
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Thema Feinstaub der Fahrzeugbestand merklich verjüngt haben wird, sodass die 
Anzahl der betroffenen Fahrzeuge in 2010 niedriger anzusetzen ist.  
 
Durch die Möglichkeit der Einrichtung einer Umweltzone ab 2010 wird die 
Motivation für ggf. betroffene Fahrzeughalter aufrecht erhalten, sich beizeiten um 
ein Fahrzeug zu bemühen, das nicht von einem Fahrverbot betroffen wäre. Jeder 
kann außerdem im Jahr 2008 durch entsprechendes Verhalten einen Beitrag dafür 
leisten, dass die Grenzwerte nicht unzulässig überschritten werden und somit die 
Einrichtung einer Umweltzone vermieden wird. 
 
Grundlage für die Ausweisung einer Umweltzone ist die Kennzeichnnungs-
verordnung (35. BImSchV), in der die Kraftfahrzeuge in Schadstoffklassen eingeteilt 
werden. Diese Einteilung erfolgt derzeit ausschließlich unter dem Gesichtspunkt der 
Feinstaub-Emissionen. Für die Lösung des NO2-Problems, das zunehmend an 
Bedeutung gewinnt, ist daher unter den gegenwärtigen bundesrechtlichen 
Rahmenbedingungen eine Umweltzone nur dahin gehend wirksam, dass durch eine 
beschleunigte Erneuerung des Bestands mehr Kraftfahrzeuge mit verringertem NO2-
Ausstoß am Verkehrsgeschehen teilnehmen. 
 
Im Mai 2008 wird die neue Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Luftqualität und saubere Luft in Europa in Kraft treten mit einer Umsetzungsfrist für 
die Mitgliedsstaaten von 2 Jahren. Die Grenzwerte für Feinstaub (PM 10) bleiben 
unverändert. Neu geschaffen wurde die Möglichkeit einer Fristverlängerung zur 
Einhaltung der Grenzwerte, die jedoch an bestimmte Rahmenbedingungen geknüpft 
ist. Das sind u.a. das Vorliegen eines aktualisierten Luftreinhalteplans und bzgl. PM 10 
der Nachweis darüber, dass alle geeigneten Maßnahmen getroffen wurden, um die 
Fristen einzuhalten. Zu diesen Maßnahmen ist sicherlich auch die Einrichtung einer 
Umweltzone zu zählen. 
 
Der Magistrat hat dieser Vorlage am 05.05.2008 zugestimmt. 
 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.16.939 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

 
Kassel, 15.05.2008 

 
 
 
Energieeffizienz/Kasseler Kläranlage 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

− Wie hoch ist der Stromverbrauch der Kasseler Kläranlage pro Einwohner 
und Jahr? 

− Wie ist die Position der Kasseler Kläranlage in Bezug auf die 
Energieeffizienz im bundesweiten Vergleich? 

− Welchen Stromverbrauch benötigen die einzelnen Anlagenteile? 
− Welche Optimierungen sind in den letzten Jahren vorgenommen worden? 
− Welche weiteren Optimierungen sieht die Betriebsleitung als realisierbar 

vor? 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordnete Weber 
 
 
 
gez. Karin Müller 
Fraktionsvorsitzende 
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Vorlage Nr. 101.16.959 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1284 / 1285 
E-Mail  buero@spd-fraktion-kassel.de 

 
Kassel, 14.04.2008 

 
 
 
Bodenschutzbericht der Stadt Kassel 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, einmal in der 
Legislaturperiode, erstmals in der ersten Jahreshälfte 2009, einen 
Bodenschutzbericht der Stadt Kassel vorzulegen und im Ausschuss für Umwelt 
und Energie vorzustellen. 
 
Der Bodenschutzbericht soll den aktuellen Stand und Umsetzungsperspektiven 
in den folgenden Handlungsfeldern beschreiben: 
 

1. Erhalt und ökologische Entwicklung der naturnahen Böden in 
überwiegend unbebauten Bereichen des Stadtgebietes für Biotop- und 
Freiflächenverbund, Land- und Forstwirtschaft sowie zum 
Hochwasserschutz 

2. Minimierung der Versiegelung 
3. Entsiegelung durch Schaffung öffentlicher und privater Freiräume 
4. Förderung der Aktivierung der Innenentwicklungspotenziale in den 

bebauten Bereichen des Stadtgebietes durch Unterstützung von 
Flächenrecycling und verträgliche Nachverdichtung 

5. Erkennen und Beseitigen von Altlasten und vergleichbaren 
Bodenbelastungen 

 
Erfahrungen anderer Städte, z. B. der  Stadt Nürnberg, die seit Jahren einen 
Bodenschutzbericht vorlegen, sollen genutzt werden. 

 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Völler 
 
 
gez. Uwe Frankenberger, MdL 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.904 

documenta-Stadt
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

 
Kassel, 21.04.2008 

 
 
 
Solarverordnung 
 

Antrag 
zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

In einer Expertenanhörung soll über kommunale Handlungsmöglichkeiten zur 
Steigerung der Energieeffizienz im Gebäudebereich beraten werden. 
Dabei ist die Marburger Satzung in die Diskussion mit einzubeziehen. 
Ziel ist die Erstellung einer Solarsatzung für Kassel. 

 
 
Begründung: 
 
Im Gebäudebestand liegt ein erhebliches Potenzial, das aus Gründen des 
Klimaschutzes unbedingt erschlossen werden muss. Mit den bisherigen Maßnahmen 
ist nur ein Bruchteil der vorhandenen Möglichkeiten auch realisiert worden. 
Marburg versucht als erste hessische Kommune, dieses Einsparpotenzial 
weitergehend zu erschließen, das Land Baden-Württemberg hat mit seinem am 
1.1.2008 in Kraft getretenen „Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeerzeugung“ 
auf Landesebene eine entsprechende Regelung bereits umgesetzt.  
 
Kassel als Solarstadt muss sich der Herausforderung, aktiv und erfolgreich 
Klimaschutz zu betreiben, stellen und mit entsprechenden Maßnahmen den Weg zu 
einer klimaeffizienten Stadt ebnen. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Weber 
 
 
 
gez. Karin Müller 
Fraktionsvorsitzende 
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Vorlage Nr. 101.16.971 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1284 / 1285 
E-Mail  buero@spd-fraktion-kassel.de 

 
Kassel, 06.06.2008 

 
 
 
Förderung der Kraft-Wärme-Kopplung 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 
 
 
Um Brennstoffe effizient einzusetzen, soll bis zum Jahre 2020 der Anteil der 
hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) an der Stromproduktion laut 
Bundesregierung und nach der Novellierung des Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetzes 
von derzeit ca. 12 Prozent auf ca. 25 Prozent verdoppelt werden. Das neue Gesetz, 
das den Bau von Neuanlagen und die Modernisierung vorhandener sowie den 
Aufbau von Wärmenetzen mit einem Fördervolumen von insgesamt jährlich bis zu 
750 Millionen Euro fördert, dient diesem Ziel. 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Was unternimmt der Magistrat bzw. der KVV-Konzern, den Anteil der Nutzung 
der Kraft-Wärme-Kopplung in Kassel weiter auszubauen und die neuen 
Fördertatbestände nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz auszunutzen? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Völler 
 
 
 
gez. Uwe Frankenberger, MdL 
Fraktionsvorsitzender 
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Vorlage Nr. 101.16.972 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1284 / 1285 
E-Mail  buero@spd-fraktion-kassel.de 

 
Kassel, 06.06.2008 

 
 
 
Dachmarkenstrategie für Stadtwerke 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Umwelt und Energie 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Aus welchen Gründen nimmt die Städtische Werke AG Kassel an der 
Dachmarkenstrategie für Stadtwerke des Verbandes kommunaler 
Unternehmen (VKU), an der knapp 200 Unternehmen eingebunden sind, nicht 
teil? 

2. Welche eigene Dach- oder Einzelmarke als Produktmarkenstrategie konzipiert 
die Städtische Werke AG selbst ohne die Anbindung an die Strategie des VKU? 

3. Gibt es bei der Städtische Werke AG ein Kundenbindungsprogramm. und wie 
sieht dieses aus? 

4. Welchen Erfolg hatte bisher der bundesweite Auftritt der Städtischen Werke 
und die Marke „Naturstrom“ in Bezug auf neue Kunden und Kundenbindung? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Völler 
 
 
 
gez. Uwe Frankenberger MdL 
Fraktionsvorsitzender 
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